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ÖSTERREICHISCHER ARBEITERKAMMERTAG 

I-A-1041 Wien, Prinz-Eugen-Straße 20-22 Postfach 534 

An das 
Präsidium des Nationalrates 
Parlament 

Dr-Karl-Renner-Ring 3 
1010 Wien 

L 

Ihre Zeichen 

Betreff: 

Unsere Zeichen 

WpA-ZB-611 

Entwurf eines Bundesgesetzes 
betreffend das Verbot von 
Ultraleichtflugzeugen 
S tel 1 u n g nah m e 

--._-----
"-".,ld;H GES,ETZEI\iT. Y/Ui\r 
]1 _______ .......... _. ___ ?._?!___ __ -G::/19 __ 8.?l. 

Telefon (0222) 653765 

Durchwahl 357 
Datum 

6.3.1984 

Der Österreichische Arbeiterkammertag übermittelt 25 Exemplare seiner 
Stellungnahme zu dem im Betreff genannten Gesetzentwurf zur gefälligen 
Information. 

Der Präsident: Der Kammeramtsdirektor: 
iV 

Beilagen 

Telegramme: Arbkammer Wien. Telex 1690 
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ÖSTERREICHISCHEB ARBEITERKAMMERTAG 

r --"0\041 Wlon, PrlltZoEugon-Stra!le 20-22 Postfach [)4 

An das 
Bundesministerium für Verkehr 

Elisabethstr 9 
1010 Wien 

Ihre Zeichen 

Zl 38.537/109-
I/3/83 

Unsere Zeichen 

WpA/Dr FU/611 

Entwurf eines Bundesgesetzes 
betreffend das Verbot von 
Ultraleichtflugzeugen 
(S tel 1 unq nah r!) s:.l_ 

Telefon (c::m es 3765 

Durchwahl 357 
Datum 

24.2.1984 

Der Österreichische Arbeiterkammertag nimmt zum oa Entwurf und 
unter Hinweis auf sein Schreiben VOlil 12.9 .1983 wie fOlgt Stellung: 

Das vorn Bundesministerium für Verkehr angestrebte Verbot der Ver­
wendung von Ultraleichtflugzeugen in österreich wird vorn Öster­
reichischen Arbeiterkammertag unterstützt. Gerade Österreich, das 
vom Fremdenverkehr große wirtschaftliche Vorteile genießt, könnte 
durch die Lärmbelästigung, die durch zusätzliche Flüge entstehen 
würde, negative Auswirkung erfahren. Außerdem erscheint der der­
zeitige Stand der Entwicklung dieser Fluggeräte noch keine aus­
reichende Sicherheit zu gewährleisten. 

Der Kammertag könnte sich allenfalls zu einer testweisen Erpro­
bung in genau abgegrenzten Gebieten bereiterklären, wenn dies für 
den Export solcher Fluggeräte durch österreichische Firmen not­
wendig erscheint. 

Der Präsident: 
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